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		Sie befinden sich hier:  Startseite > Themen > Social Media > Kommunen unzureichend vorbereitet?

	

	
		
			

	Social Media:
Kommunen unzureichend vorbereitet?




	

	[9.3.2012] Das Potenzial von Social Media für die politische Kommunikation und die administrative Arbeit ist noch nicht allen Kommunen bekannt. Nach Ansicht des Deutschen Städte- und Gemeindebundes überwiegen bislang Unsicherheit und offene Fragen.
	


	
													[image: Kommunen haben Potenzial von Social Media noch nicht erkannt.]
													Städte und Gemeinden sind auf die Herausforderungen durch Social Media im kommunalpolitischen Alltag bislang nur unzureichend vorbereitet. Dies sagten der Deutsche Städte- und Gemeindebund (DStGB) und die Kommunalgewerkschaft im dbb beamtenbund und tarifunion (komba gewerkschaft) in einem gemeinsamen Gespräch. Es sei dringend notwendig, neue Informations- und Anwendungsstrategien zu entwickeln, um die Chancen der sozialen Medien optimal zu nutzen und ihre Folgen zu beherrschen. Wie der DStGB weiter mitteilt, überwiegen bei den Kommunen trotz vieler Anwendungsbeispiele Unsicherheit und offene Fragen in Bezug auf Social Media. Um dem zu begegnen, forderten DStGB und komba gewerkschaft, soziale Medien sollten Pflichtfach in der theoretischen und praktischen Ausbildung vor allem für Nachwuchskräfte im kommunalen Dienst werden. (bs)


	
	http://www.dstgb.de
http://www.komba.de
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Weitere Meldungen und Beiträge aus dem Bereich Social Media 

						

	
		Social Media: Im Datenschutz-Dilemma
			Bericht
			

			[4.4.2024] Um den schnellen Draht zur Bevölkerung nicht zu verlieren, kommen Kommunen um eine strategisch aufgesetzte Kommunikation auch in den sozialen Medien kaum noch herum. Zur Gretchenfrage wird dabei der Datenschutz: Wie lässt sich das Dilemma lösen? mehr...
	

	
	[image: Soziale Netzwerke sind der direkte Weg, um Menschen zu erreichen.]

	

	






     				

	
		Dresden: Stadt nutzt Threads und WhatsApp 
			
			

			[6.2.2024] Die Dresdner Stadtverwaltung weitet ihre Präsenz in den sozialen Medien aus und ist jetzt auch auf den Plattformen Threads und WhatsApp aktiv. 
 mehr...
	

	
	[image: Stadtverwaltung Dresden kommuniziert nun auch via Threads und WhatsApp.]

	

	






     				

	
		Frankfurt a.M.: Mobilitätsdezernat startet Instagram-Kanal
			
			

			[24.1.2024] Über seinen neuen Instagram-Kanal „Frankfurt mobil“ bietet das Frankfurter Mobilitätsdezernat jetzt einen Blick hinter die Kulissen.  mehr...
	

	
	

	

	






     				

	
		EU-Kommission: Verfahren gegen X eröffnet
			
			

			[20.12.2023] Gegen die Plattform X wurde jetzt im Rahmen des Gesetzes über digitale Dienste (DSA) ein förmliches Verfahren eröffnet. Der Vorwurf, dem die EU-Kommission dabei nachgehen will, lautet: Verbreitung von illegalen Inhalten. Auch der so genannte blaue Haken wird auf den Prüfstand gestellt.  mehr...
	

	
	[image: Verstößt die Plattform X beim Umgang mit Desinformationen gegen EU-Regeln?]

	

	






     				

	
		Pforzheim: Abschied von X
			
			

			[7.12.2023] Auf der Social-Media-Plattform X – früher bekannt als Twitter – nehmen Hetze und Desinformation überhand, Moderation findet kaum statt. Aus diesem Grund hat sich die Stadt Pforzheim entschieden, ihren dortigen Account zu löschen und zu Mastodon zu wechseln. mehr...
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Aboverwaltung
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Aus dem Branchenindex IT-GuideAnzeige

						Ausgewählte Anbieter aus dem Bereich Social Media:
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		brain-SCC GmbH

		06217 Merseburg
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	[bookmark: itg238]
	
		GovConnect GmbH

		30163 Hannover
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		TSA Public Service GmbH

		06108 Halle (Saale)
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		SEITENBAU GmbH

		78467 Konstanz
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Aktuelle Meldungen

						

	
	Schleswig-Holstein
Landesmittel für Breitbandzweckverband

	



     				

	
	Kreis Recklinghausen
Innovativ versiegelte Flächen erfassen

	



     				

	
	Kiel
Bürgerservice funktioniert

	



     				

	
	Telekom
500.000 Glasfaseranschlüsse in Berlin

	



     				

	
	Bauwesen
Kosten exakt abrechnen

	



     				

	
	Kreis Gießen
Breitbandausbau braucht Verbindlichkeit

	



     				

	
	Sachsen-Anhalt
Beteiligungsportal gestartet

	



     				

	
	Nordrhein-Westfalen
Nachnutzung der Ehrenamtskarte kommt

	



     				

	
	Hessen
Start für den digitalen Bauantrag

	



     				

	
	nextgov iT
Optimierung fürs Bewohnerparken

	



     				

	
	NKR
One-Stop-Shop für Sozialleistungen

	



     				

	
	Mannheim
Virtuelles Bauamt gestartet

	



     				

	
	Dresden
Mobil-O-Mat wurde rege genutzt

	



     				

	
	OZG 2.0
Zentralisierung als Hemmnis oder Chance?

	



     				

	
	Baden-Württemberg
Koordiniertes E-Government

	



     				



		

	

	
 








  

